Bekanntmachung
Vollzug der Wassergesetze und der Gesetze über die Umweltverträglichkeitsprüfung;
( Antrag des Zweckverbandes Wasserversorgungsgruppe Freising-Süd auf Erteilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis nach §§ 10 Abs. 1, 15 Abs. 1, 16 Abs. 1 und 18 Abs. 1 WHG zur Förderung von Grundwasser aus dem Brunnen I (Gewinnungsgebiet Hohenkammer)
1. Der Zweckverband Wasserversorgungsgruppe Freising-Süd hat mit Schreiben vom 15.04.2020 die Erteilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis nach §§ 10 Abs. 1, 15 Abs. 1, 16 Abs. 1 und 18 Abs. 1 WHG zur Förderung von Grundwasser aus den Tiefbrunnen I (Flur 1116/1 der Gemeinde und Gemarkung Hohenkammer) beantragt. Die beantragte Benutzung von Grundwasser dient der Trinkwasserversorgung der Gemeinde Hohenkammer.
Beantragt wird die Zutageförderung von Grundwasser in folgendem Umfang:

	Fördermengen
	Tiefbrunnen I

	Maximal                                       (l/s)
	35

	Maximal                                       (m3/d)
	1.940

	Maximal                                       (m3/a)
	450.000


Für die vorstehende Förderung von Grundwasser ist ein wasserrechtliche Verfahren nach Art. 69 Satz 2 i.V.m. Art. 72 bis 78 a BayVwVfG durchzuführen.

2. Seitens des Antragstellers wurden als Antragsunterlagen ein Erläuterungsbericht (mit Angaben zur Wasserversorgung, zu den geologischen u. hydrologischen Verhältnissen, der Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung, dem Chemismus des Grundwassers, der Bewertung des bestehenden Schutzgebietes und des Gefährdungspotentiales, eine Alternativenprüfung sowie Angaben zur Notversorgung), planerische Darstellungen und Angaben zum Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren vorgelegt. Die Antragsunterlagen - aus denen Art und Umfang des Vorhabens ersichtlich sind - Berichte und Empfehlungen zum Vorhaben liegen in der Zeit

     vom…………………………. bis einschließlich ……………………… 
während der Dienststunden bei der  FORMDROPDOWN 
 Hohenkammer
……………………………………………………………………………………………..
(PLZ, Ort, Straße, Hausnr., Zi.-Nr.) 

zur allgemeinen Einsicht aus.

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zu einem Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das heißt


    bis zum …………………………………..
Einwendungen erheben.
3. Die Einwendungen sind innerhalb der Einwendungsfrist bei der  FORMDROPDOWN 
 Hohenkammer oder beim Landratsamt Freising, Landshuter Str. 31, Zimmer-Nr. 556, innerhalb der Dienststunden schriftlich oder zu Niederschrift zu erheben. Einfache E-Mails reichen für das ordnungsgemäße Erheben von Einwendungen nicht aus. Auf Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG wird hingewiesen.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt auch für Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen (Art. 73 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 6 BayVwVfG).
Die schriftliche Einwendung muss den Namen mit voller leserlicher Anschrift enthalten und zumindest erkennen lassen, welches seiner Rechtsgüter der Einwender für gefährdet ansieht und die befürchtete Beeinträchtigung darlegen. Sammeleinwendungen mit unleserlichen Unterschriften oder Adressangaben können nicht berücksichtigt werden. 
In Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner für das Verfahren zu bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt ist. Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten sein, andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.
4.
Ort und Zeitpunkt des nach § 70 Abs. 1 Halbsatz 2 WHG, Art. 69 Satz 1 BayWG i.V.m. Art. 73 Abs. 6 BayVwVfG vorgeschriebenen Erörterungstermins zur Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen und der Stellungnahmen der von dem Vorhaben berührten Behörden und Trägern öffentlicher Belange werden rechtzeitig, mindestens eine Woche vorher, ortüblich bekannt gemacht.
Jeder, der von dem Vorhaben betroffen ist, sowie Personen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, können an diesem Erörterungstermin teilnehmen; bei Ausbleiben eines Beteiligten kann auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden.

Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich.

Personen, die Einwendungen erhoben haben bzw. die oben genannten Vertreter oder Bevollmächtigten, werden von dem Erörterungstermin schriftlich benachrichtigt.
Falls mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind, können diese durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, das heißt 

a) Personen, die Einwendungen erhoben haben, können von dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt werden und

b) die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

5.
Für die Förderung von Grundwasser war gem. § 7 Abs. 1 UVPG und Ziffer 13.3.2 der Anlage I zum UVPG im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles festzustellen, ob die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Die Vorprüfung hat ergeben, dass die genannten Vorhaben keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen, da keine erheblichen Umweltauswirkungen zu besorgen sind (§   UVPG). 
Die Feststellung, keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen begründet sich u.a. wie folgt (§ 5 Abs. 2 Satz 2 u. 3 UVPG): 

( Durch die Grundwasserentnahme findet keine Nutzung von Fauna, Flora oder biologischer Vielfalt statt. Die Fortführung der bereits bisher genehmigten Grundwasserentnahme im bisherigen Ausmaß stellt keine Änderung zum vorgefunden Zustand dar.

( Im Umfeld der Gewinnungsanlage und dem Trinkwasserschutzgebiet sind u.a. keine FFH-, Natura 2000- bzw. Naturschutzgebiete ausgewiesen.

Geschützte Biotope sind durch die Grundwasserentnahme nicht betroffen, da oberflächennahe bzw. Oberflächengewässer nicht erschlossen werden.

( Ein Teil des Trinkwasserschutzgebietes des Brunnen I, ein Teil des darüberhinausgehenden Anstroms sowie der Brunnen selbst befinden sich im festgesetzten Überschwemmungsgebiet der Glonn. 

Da der erschlossene Grundwasserhorizont durch eine überlagernde Deckschicht von mehr als 9 Metern Mächtigkeit geschützt ist, ist im Falle einer Überschwemmung kein Einfluss auf das geförderte Grundwasser zu erwarten.

( Auch aus naturschutzfachlicher Sicht sind bei der  UVPG) unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu erwarten. Die einzelnen Merkmale wurden durch den Antragsteller nach Einschätzung der Unteren Naturschutzbehörde vollständig dargestellt und zutreffend abgearbeitet.
 Vorprüfung (§ 
Das Wasserwirtschaftsamtes München hat dem Vorhaben aus wasserwirtschaftlicher Sicht zugestimmt.

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG öffentlich bekannt gemacht. Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG).
6.
Aufgrund Art. 27 a des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes i.V.m. § 5 Abs. 2 UVPG sowie Art. 73 Abs. 3 BayVwVfG wird dieser Bekanntmachungstext auch auf der Internetseite des Landratsamtes Freising unter

        http://www.kreis-freising.de/buergerservice/abteilungen-und-sachgebiete/amt-fuer-umweltschutz-und-abfall/wasserrecht-und-wasserwirtschaft.html
Stichwort „Aktuelle Informationen“ eingestellt.

Hohenkammer,
………………………………………………………, …………………………………….

Ort







Datum

 FORMDROPDOWN 
 Hohenkammer
Unterschrift / Siegel ………………………………………………………………….……
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